
ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

der Abgeordneten Bruno Rossmann, Daniela Holzinger, Freundinnen und Freunde 

betreffend Erhalt der Notstandshilfe als Versicherungsleistung 

eingebracht im Zuge der Debatte über den Dringlichen Antrag in der Sondersitzung am 
16.11.2018 

BEGRÜNDUNG 

Der medialen Berichterstattung war zu entnehmen, dass in Folge des mit 1. September 2018 

in Kraft getretenen Arbeitszeitgesetzes bereits erste Kündigungen stattfanden! Die von 
Kündigungen betroffenen Beschäftigten sind es, die gemeinsam mit aktuell über 360.000 

anderen Arbeitssuchenden von der anstehenden Reform des Arbeitslosengeldes, der 
Notstandshilfe und der Mindestsicherung negativ betroffen sein könnten. 

Etwa 157.500 Personen haben im vergangenen Jahr Notstandshilfe bezogen, darunter auch 
viele Menschen mit Behinderung.2 Gemäß Regierungsprogramm (S. 143) folgt beim 
Arbeitslosengeld eine "degressive Gestaltung der Leistungshöhe mit klarem zeitlichen 
Verlauf und Integration der Notstandshilfe" Erläuterungen seitens der Regierung zu diesem 
etwas kryptisch formulierten Vorhaben waren von Beginn an widersprüchlich. 

Laut Bundeskanzler Sebastian Kurz soll es die Notstandshilfe nicht mehr geben und wer 
keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld mehr hat, landet in der Mindestsicherung" Dort wartet 
nach geltendem Recht der staatliche Zugriff auf Vermögen (Ersparnisse, Auto, Eigenheim 
via Grundbucheintrag). Diesen argumentierte Kurz am 18.12.2017 wie folgt: "Wenn jemand 
Vermögen hat und nicht arbeiten geht, dann kann es nicht die Aufgabe der Allgemeinheit 
sein, ihn zu erhalten.',4 Sozialministerin Hartinger-Klein bestätigte am 02.01.2018: "Die 
Notstandshilfe wird in dem Sinn abgeschafft und geht in die Arbeitslose auf", dementierte 
jedoch den sich daraus ergebenden VermögenszugriffS Am 05.01.2018 meldete sich jedoch 
Bundeskanzler Sebastian Kurz wieder zu Wort und meinte: "Die Notstandshilfe wird es in der 
derzeitigen Form nicht mehr geben. Und die Mindestsicherung steht all jenen offen, die 
keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld haben oder deren Anspruch auf Arbeitslosengeld 

1 Siehe z.B. Wien er Zeitung, 04.11.2018, Weblink: 

h ttps:/!www.wienerzeitung.at/n a ch rich tenl oeste rreich/p 01 itik/999 766 12 -Stu n den-T ag-N e ue­
Sanktionen.html. 
2 Siehe z.B. Wiener Zeitung, 12.11.2018, Weblink: 

https:/!www.wienerzeitung.at/na ch richtenl oesterreich/pol itik/100 162 7 Wi rd-n icht -kom plett­
abgeschafft.html . 

3 Siehe z.B. Der Standard, 07.01.2018, Weblink: 
https:/!derstandard.at/2000071623806/167-000-waeren-von-Abschaffung-der-Notstandshilfe-betroffen; 
Kurier, 08.01.2018, Weblink: 

https:/!kurieLat/politik/inland/was-kommt-auf-oesterreichs-arbeitslose-zu/305.541.203; 
Die Presse, 10.01.2018, Weblink: 

h ttps:/! die presse .co m/h om e/wi rtschaftl econo m ist/5511093/Wen iger -AM SGeid -n ach -90-Tagen . 
4 ORF Zeit im Bild, 18.12.2017. 
s ORF Zeit im Bild 2, 02.01.2018. 
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ausgelaufen ist.,,6 Zum dort durchaus wartenden Vermögenszugriff ergänzt Verkehrsminister 
Hofer am 10.01.2018: "Es wird Fälle geben, wo dieser Zugriff auch fair und gerecht ist."? 

Eben dieser Verkehrsminister Norbert Hofer dementierte wiederum kürzlich mediale 
Gerüchte darüber, dass die FPÖ den Widerstand gegen die Abschaffung der Notstandshilfe 
zugunsten eines Ausstiegs aus dem Migrationspakt aufgegeben haben sol1.8 Sozialministerin 
Beate Hartinger-Klein, die im April des Jahres auf die Frage nach der Abschaffung der 
Notstandshilfe noch immer antwortete: "Das ist Vorgabe des Regierungsprogramms"s, 
behauptet sogar: "Die FPÖ und ich garantieren, dass die Notstandshilfe als 
Versicherungsleistung bleiben wird."'o Diese Position steht nicht nur im (wenn auch 
erfreulichen) Widerspruch zu ihren eigenen Ankündigungen Anfang des Jahres, sondern 
wartet vor allem auch noch auf Bestätigung des Koalitionspartners. 

Die unterfertigenden Abgeordneten stellen daher folgenden 

ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die Bundesregierung, insbesondere der 
sicherstellen, dass die Notstandshilfe 
Vermögenszugriff erhalten bleibt. 

6 ORF Zeit im Bild, 05.01.2018. 

7 PULS 4 Pro und Contra, 10.01.2018. 

Bundeskanzler und die Sozialministerin, soll 
als Versicherungsleistung ohne staatlichen 

8 Siehe z. B. Tageszeitung Österreich, 04.11.2018, Weblink: 

https://www.oe24.at/oesterreich/politik/danieI/Tuerkis-blauer-Abtausch-FPOe-soll-bei-Mindestsicherung­

nachgeben/354554241; 

Kurier, 05.11.2018, Weblink: 
https:llkurier.at/politik/lnland/wie-geht-es-mit-der -m ind estsicheru ng-weiter 14003148 70 ; 
Standard, 06.11.2018, Weblink: 

https://derstandard.at/2000090708311/50-olus-un d-a rbeitslos-Die-h ei kle-Absch a ffu n g-d er -N otsta n dsh i Ife . 
9 Profil, 10.04.2018, Weblink: 
https://www.orofil.at/oesterreich/hartinger-klein-auva-interview-9829070 . 
10 Kurier, 12.11.2018, Weblink: 

h ttos ://ku ri er. at/ool itik/i n lan d/h a rti nge r -notsta ndsh i I fe-b le i bt -a Is-versich eru ngsleistu ngl 400321341 . 
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